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V

Vorwort
Das beobachtbare Universum expandiert. Diese Eigenschaft teilt es mit dem 
Telekommunikationsrecht. Umfasste das Telekommunikationsgesetz (TKG) 
aus dem Jahr 1996 noch relativ schlanke 31 Seiten im Bundesgesetzblatt 
(BGBl. 1996 I, 1120), nahm das novellierte TKG 2004 bereits 54 Seiten ein 
(BGBl. 2004 I, 1190). Die Neufassung im ersten Artikel des Telekommuni-
kationsmodernisierungsgesetzes, die am 1. Dezember 2021 in Kraft treten 
wird, bringt es nun sogar auf stolze 109 Seiten (BGBl. 2021 I, 1858) – ob-
wohl der durchaus umfangreiche Bereich des Telekommunikationsdaten-
schutzes aus dem Gesetz ausgegliedert wurde.
Diese Entwicklung erschwert eine zugängliche Darstellung der Grundzüge 
dieses Rechtsgebiets, will sie sich nicht dem Vorwurf der Lückenhaftigkeit 
aussetzen. Das wird auch ganz deutlich mit einem Blick auf den Umfang 
des von mir mitverfassten Lehrbuchs zum Telekommunikationsrecht. Dieses 
hatte in der ersten Auflage (mit Prof. Dr. Christian Koenig und Sascha Loetz) 
2004 noch einen Umfang von 238 Seiten und war in der zweiten Auflage 
(mit Prof. Dr. Alexander Koch) 2013 bereits auf 536 Seiten angewachsen. 
Vor diesem Hintergrund bedurfte es eines Neubeginns.
Diesem dient das vorliegende Werk. Es ist keine dritte Auflage des Lehr-
buchs zum Telekommunikationsrecht, sondern ein völlig neu konzipier-
ter Versuch, Studierenden wie auch Praktikern einen schnellen, aber zu-
verlässigen Überblick über die Materie zu geben. Dabei konzentriert sich 
die Darstellung auf drei Kernbereiche des Telekommunikationsrechts: die 
Marktregulierung, die Frequenzverwaltung und die im Folgenden als Netz-
ausbaurecht bezeichneten Vorschriften, die auf eine Senkung der Kosten 
insbesondere für die Errichtung moderner Glasfasernetze abzielen. Wer 
Ausführungen zu anderen Aspekten des Telekommunikationsrechts sucht, 
wird hier nicht fündig werden.
Durch diese Fokussierung auf die praktisch besonders relevanten Teile 
des TKG soll eine Rückbesinnung auf diejenigen Bereiche des Telekom-
munikationsrechts erreicht werden, die es in besonderer Weise von ande-
ren Rechtsgebieten abheben. Darüber hinaus beschränkt sich die Dar-
stellung auf die wesentlichen Grundzüge, verzichtet auf theoretische 
Meinungsstreits weitestmöglich und richtet das Hauptaugenmerk auf eine 
Vermittlung praxisrelevanten Wissens. Dementsprechend wird die bereits 
ergangene Rechtsprechung  – insbesondere des Bundesverwaltungsge-
richts – umfassend berücksichtigt. Dort, wo es noch an solcher Judikatur 
fehlt, orientiert sich die Darstellung demgegenüber vorrangig an Gesetzes-
wortlaut und -systematik sowie den Gesetzgebungsmaterialien einschließ-
lich des darin aufscheinenden Regelungszwecks und der Spruchpraxis der 
Bundesnetzagentur.



Vorwort

VI

Entstanden ist die so umschriebene Einführung begleitend zu zwei Block-
vorlesungen, die ich in den Sommersemestern 2020 und 2021 im Master-
studiengang Medienrecht des Mainzer Medieninstituts gehalten habe. In 
Vorbereitung auf eine Schulung von Branchenpraktikern im November 2021 
wurden die Ausführungen vertieft, ergänzt und vollständig auf die zwischen-
zeitlich verkündete Neufassung des TKG ausgerichtet. Allen, die an diesen 
Veranstaltungen teilgenommen und mit ihren Rückmeldungen zur Verbesse-
rung der Darstellung beigetragen haben, gebührt mein Dank.
Zu besonderem Dank verpflichtet bin ich darüber hinaus meiner Ehefrau 
Kristina Blohm und unseren Kindern sowie meinem Freund und Kollegen 
Alexander Koch, die mir den Rücken für die doch sehr kurzfristige Umset-
zung dieses Projekts freigehalten und mich auch ansonsten bei der Arbeit 
in den Untiefen des Telekommunikationsrechts stets unterstützt haben. Zu 
danken habe ich auch dem Deutschen Fachverlag für seine Bereitschaft, 
die Herausforderung einer weiteren Buchveröffentlichung zum Telekom-
munikationsrecht anzunehmen, und Sebastian Lißek für die sorgfältige for-
male Durchsicht des Manuskripts in seinen verschiedenen Entwicklungs-
stadien. Verbleibende Fehler sind alleine von mir verantwortet. Insoweit 
freue ich mich stets über Hinweise auf noch verbliebene Defizite, aber 
auch über sonstige Rückmeldungen und Anregungen und bin hierfür unter 
tk-kompakt@irnik.de erreichbar.

Bonn, 19. November 2021� Andreas Neumann
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A. � Einleitung

Das Telekommunikationsrecht ist ein facettenreiches Rechtsgebiet. Es bildet 
den Ordnungsrahmen für einen dynamischen Wirtschaftsbereich, der sich in 
nicht einmal drei Jahrzehnten von einer staatsmonopolistisch ausgestalteten 
Daseinsvorsorge zu einem Wettbewerbsmarkt mit einer Vielzahl von An-
bietern und einem jährlichen Außenumsatzvolumen von fast 60 Milliarden 
Euro1 in Deutschland entwickelt hat. Moderne VDSL-, Glasfaser- und Mo-
bilfunkbreitbandnetze bilden die Lebensadern der Informationsgesellschaft. 
An die Stelle von Wählscheibentelefonen und öffentlichen Fernmeldehäus-
chen sind fast überall verfügbare mobile Kommunikationsmöglichkeiten 
und digitale Datennetze getreten. In diesen sind Sprachübertragungen nur 
noch eine Nutzungsmöglichkeit unter vielen, die in Umfang und Bedeutung 
zunehmend gegenüber der Übermittlung von Video- und Audioinhalten, 
Programmen, Bildern und Mitteilungen in sozialen Netzen in den Hinter-
grund rückt. In Unternehmen und Behörden wird – in Corona-Zeiten mehr 
denn je – über Datennetze kommuniziert, Firmen steuern ihre Produktion 
mit Hilfe von Telekommunikationsnetzen und das Internet der Dinge ist oh-
nehin auf die ständige Verfügbarkeit von Kommunikationsmöglichkeiten 
angewiesen.
Diese technisch-wirtschaftliche Dynamik und volkswirtschaftliche Bedeu-
tung der Telekommunikation trifft jedoch auf ökonomische Besonderheiten. 
Denn bei der Errichtung und dem Betrieb von Netzen bestehen erhebliche 
Größen-, Verbund- und Dichtevorteile. Vereinfacht gesagt: Unternehmen, 
die viele Kunden in einem möglichst dicht besiedelten Gebiet mit mög-
lichst vielen Dienstleistungen (Festnetzanschluss, Mobilfunkanschluss, Te-
lefonie, Datenübertragung, TV) versorgen, können dies zu deutlich güns-
tigeren Kosten pro Kunden leisten als Unternehmen mit einem kleineren, 
räumlich weiter verstreuten Kundenbestand und kleinerem Dienstportfolio. 
Da mit der Errichtung eines Fest- oder Mobilfunknetzes erhebliche Kos-
ten (Tiefbauarbeiten für die Verlegung der Kabel, Kosten der Netzeinrich-
tungen/Funkmasten, Frequenzkosten usw.) verbunden sind, ist es für neue 
Anbieter schwer, mit eigener Infrastruktur am Markt tätig zu werden. Als 
reine Anbieter von Diensten sind sie aber auf die Nutzung der Netze anderer 
Unternehmen angewiesen, die in aller Regel mit ähnlichen Produkten um 
dieselben Endkunden konkurrieren, also einen starken Anreiz haben, ihren 
potentiellen Wettbewerbern die Erstellung eines wettbewerbsfähigen Ange-
bots zu erschweren.
Darüber hinaus beruhen die zwei zentralen Festnetzinfrastrukturen – das 
bundesweite Kupferkabelnetz der Telekom Deutschland GmbH und das 

1 � Bundesnetzagentur, Jahresbericht 2020, 2021, S. 50.



A. Einleitung

2 ﻿

frühere Fernsehkabelnetz, das mittlerweile als modernes Breitbandkabelnetz 
von der Vodafone GmbH betrieben wird – zu einem erheblichen Teil auf 
Investitionen, die noch zu Zeiten der staatlichen Leistungserbringung und 
damit aus öffentlichen Mitteln getätigt wurden. Auch insoweit haben neue 
Wettbewerber somit zumindest tendenziell ungünstigere Startbedingungen 
als die etablierten Anbieter. Deshalb lag in der ersten Zeit nach Inkrafttreten 
des TKG der praktische Schwerpunkt auf der Schaffung und Förderung von 
Wettbewerb unter diesen schwierigen Voraussetzungen. Mit dieser Aufga-
be wurde eine eigens hierfür eingerichtete Bundesoberbehörde betraut: die 
Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post, die heutige Bundes-
netzagentur (für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbah-
nen).
In den letzten Jahren hat sich jedoch eine neue Herausforderung ergeben: 
Neue Anwendungen und Nutzungsmöglichkeiten insbesondere im Internet 
(Video- und Musikstreaming, eGames, Videokonferenzen usw.) haben zu ei-
nem sprunghaften Anstieg des Bandbreitenbedarfs geführt, der auch künftig 
voraussichtlich weiter wachsen wird. Zugleich stößt das jedenfalls auf der 
„letzten Meile“ nach wie vor weitgehend auf einer Kupferkabelinfrastruk-
tur basierende Festnetz zunehmend an seine Leistungsgrenzen, während die 
Verfügbarkeit von zukunftsfähigen Glasfaseranschlüssen gerade auch im in-
ternationalen Vergleich noch ausbaufähig ist. Ähnliche Entwicklungen sind 
im Mobilfunkbereich zu verzeichnen. Hier sind zwar Sprachtelefondienste 
weitgehend (wenn auch ebenfalls noch nicht vollständig) flächendeckend 
verfügbar. Bei hochleistungsfähigen Datenverbindungen weisen die bundes-
weiten Netze jedoch nach wie vor nicht unerhebliche weiße Flecken auf. 
Das Thema des Netzausbaus ist daher zunehmend auf die telekommunika-
tionspolitische Agenda gerückt. Es tritt neben das Ziel der Wettbewerbs-
förderung und wird bisweilen als Argument für eine Neuausrichtung der 
Regulierung bemüht, in deren Folge die Schaffung und Erhaltung von In-
vestitionsanreizen gegenüber der Intensivierung von Wettbewerb mit seinen 
preisdämpfenden Effekten priorisiert werden solle.
Das Telekommunikationsrecht befindet sich im Zentrum dieser komple-
xen Gemengelage aus öffentlichen und individuellen Interessen. Es muss 
die vielfältigen Herausforderungen u. a. für den Wettbewerb, für das öf-
fentliche Interesse an einer grundlegenden Versorgung mit Telekommuni-
kationsdiensten, aber auch an der Entwicklung hochleistungsfähiger Netze 
und für die Rechte der Verbraucher verarbeiten. Diese Vielschichtigkeit 
der gesetzlichen Zielsetzungen spiegelt sich auch in der Gliederung des 
TKG wider.
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Abbildung 1: Übersicht über das TKG
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Das vorliegende Übersichtsbuch stellt das so umrissene Recht der Kommu-
nikationsnetze und -dienste nicht umfassend dar. Stattdessen legt es seinen 
Fokus auf ausgewählte Bereiche des Telekommunikationsrechts, die es aus 
dem Wirtschaftsverwaltungsrecht besonders hervorheben oder die von be-
sonderer praktischer Relevanz sind. Als zusätzliche Herausforderung ist 
dabei zu berücksichtigen, dass sich das Telekommunikationsrecht derzeit 
in einer Umbruchphase befindet. Ende 2018 wurde der EU-rechtliche Rah-
men für die elektronischen Kommunikationsnetze und -dienste, auf dem das 
TKG in wesentlichen Teilen beruht, auf ein völlig neues Fundament gestellt, 
den sog. europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation.2 Dieser 
Kommunikationskodex wäre nach seinem Art. 124 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 im 
Wesentlichen bis zum 21. Dezember 2020 in nationales Recht umzusetzen 
gewesen. Erst am 16. Dezember 2020 hat die Bundesregierung jedoch den 
Entwurf für ein Umsetzungsgesetz beschlossen, das Telekommunikati-
onsmodernisierungsgesetz (TKMoG).3 Am 7. Mai 2021 hat dann auch der 

2 � Richtlinie (EU) 2018/1972 über den europäischen Kodex für die elektronische Kommu-
nikation; hierzu einführend Kiparski, CR 2019, 179.

3 � Gesetzentwurf der Bundesregierung, BR-Drs. 29/21.
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Bundesrat dem vom Deutschen Bundestag am 22. April 2021 mit zahlrei-
chen Änderungen4 verabschiedeten Gesetz5 zugestimmt.6 Es ist allerdings 
erst am 1. Dezember 2021 in Kraft getreten. Die folgende Darstellung ba-
siert bereits auf dem neuen Gesetz, geht aber an geeigneter Stelle auch noch 
auf die frühere Rechtslage ein. Das alte Telekommunikationsgesetz wird 
dementsprechend als TKG 2004, das neue einfach als TKG bezeichnet.

4 � Siehe hierzu Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und 
Energie, BT-Drs. 19/28865.

5 � Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages, BR-Drs. 325/21.
6 � Beschluss des Bundesrates, BR-Drs. 325/21 (Beschluss), 1.
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B. � Allgemeine Regulierungsziele und -grundsätze

Dem Telekommunikationsrecht liegt insgesamt nicht die überkommene 
Gesetzgebungstechnik zugrunde, die konditional programmierte Entschei-
dungsvorgaben vorsieht. Stattdessen enthält es wie zahlreiche moderne 
Rechtsakte, die in eine komplexe und multipolare Interessenlage eingebet-
tet sind, ausdrückliche Zielvorgaben, mit denen die hoheitlichen Entschei-
dungen final überformt werden. Diese Zielvorgaben werden ergänzt durch 
Grundsätze der Regulierung, an denen sich die Bundesnetzagentur ausrich-
ten muss, wenn sie Maßnahmen zur Verfolgung der allgemeinen Ziele der 
Regulierung ergreift. Diese Grundsätze haben im Gegensatz zu den Zielen 
der Regulierung selbst eher einen modalen als einen finalen Charakter.7 Eine 
trennscharfe Differenzierung ist jedoch nicht möglich.
Die Umsetzung des Kommunikationskodex hat eine erhebliche Neuaus-
richtung des Katalogs der Zielvorgaben mit sich gebracht. Bisher hatte der 
Gesetzgeber des TKG 2004 die bereits richtlinienrechtlich vorgesehenen 
Regulierungsziele noch durch eigenständige Zielvorgaben konkretisiert und 
arrondiert. Das neue TKG sieht nun aber eine stärkere Annäherung an die 
richtlinienrechtlichen Regelungsstrukturen vor, ohne sich freilich völlig von 
einer nationalen Ausgestaltung zu verabschieden. Die nachfolgende Tabelle 
gibt einen konzentrierten Überblick über die frühere und die neue Rechts-
lage, wobei die einzelnen Ziele und Grundsätze sprachlich z. T. erheblich 
verdichtet wurden.

Tabelle 1: Ziele und Grundsätze der Regulierung

Bisheriges Telekommunikationsrecht Neues Telekommunikationsrecht

Regulierungsziele (§ 2 Abs. 2 TKG 2004) Ziele der Regulierung (§ 2 Abs. 2 TKG)

1.	die Wahrung der Nutzer-, insbesondere 
der Verbraucherinteressen auf dem Gebiet 
der Telekommunikation und die Wahrung 
des Fernmeldegeheimnisses

2.	die Sicherstellung eines chancengleichen 
Wettbewerbs und die Förderung nachhal-
tig wettbewerbsorientierter Märkte der 
Telekommunikation

3.	die Förderung der Entwicklung des Bin-
nenmarktes der Europäischen Union

1.	die Sicherstellung der Konnektivität sowie 
die Förderung des Zugangs zu und der Nut-
zung von Netzen mit sehr hoher Kapazität

2.	die Sicherstellung eines chancengleichen 
Wettbewerbs und die Förderung nachhal-
tig wettbewerbsorientierter Märkte der 
Telekommunikation

3.	die Wahrung der Nutzer-, insbesondere 
der Verbraucherinteressen auf dem Gebiet 
der Telekommunikation indem

7 � Hierzu und zum Folgenden: BVerwG, N&R 2019, 113, 115 Rn. 42 (Urt. v. 21.9.2018 – 
Az. 6 C 8.17).


